
 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen für den Anschluss von Grundstücken an die 
öffentliche Abwasseranlage der Stadt Bergheim - Anschlussbeitragssatzung - vom 23.10.1990  
 
in der Fassung der Änderung vom 22.07.2010, Ratsbeschluss vom 12.07.2010,  
in Kraft getreten am 27.07.2010 
 
Aufgrund der §§ 4, 18 und 19 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.08.1984 (GV NW S. 475/SGV NW 2023) sowie der §§ 1, 
2, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV 
NW S. 712/SGV NW 610) hat der Rat der Stadt Bergheim in seiner Sitzung am 15.10.1990 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 Anschlussbeitrag 
 
 Zum Ersatz des durchschnittlichen Investitionsaufwandes für die Herstellung, Anschaffung, 

Erweiterung und Übernahme der öffentlichen Abwasseranlage, soweit er nicht nach § 8 Abs. 4 
Satz 4 KAG NW von der Stadt zu tragen ist, und als Gegenleistung für die durch die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen Vorteile, erhebt die Stadt einen 
Anschlussbeitrag. 

 
 
§ 2  Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die Abwasseranlage angeschlossen werden 

können und für die  
 
  a) eine bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 

gewerblich bzw. industriell genutzt werden dürfen, 
 
  b) eine bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 

Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Stadt 
zur Bebauung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der 

Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. 
 
 
§ 3  Grundstücksbegriff 
 
  Grundstück im Sinne der Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster 

und im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. 

 
 
§ 4  Beitragsmaßstab 
 
  (1)  Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die Grundstücksfläche. 
 
  Als Grundstücksfläche gilt: 
 
 1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der Bebauungsplan 

die bauliche, gewerbliche, industrielle oder sonstige Nutzungsfestsetzung bezieht; über die 
Grenzen des Bebauungsplanes hinausgehende Grundstücksteile bleiben unberücksichtigt; 

 
 2. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als bauliche, 

gewerbliche oder industrielle Nutzung vorsieht, 
 
   a) bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlagen angrenzen, die Fläche von der 

Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 40 m, 
 



  b)  bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder lediglich durch 
einen dem Grundstück dienenden Weg mit dieser verbunden sind, die Fläche von der zu 
der Erschließungsanlage liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 40 
m; Grundstücksteile, die lediglich die wegmäßige Verbindung zum Grundstück 
herstellen, bleiben unberücksichtigt. 

 
 In den Fällen der Nrn. 1 und 2 ist bei darüber hinausgreifender baulicher Nutzung des 

Grundstückes zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nutzung zu berücksichtigen. 
 
  (2) Die Tiefenbegrenzung nach Abs. 1 gilt nicht in Gewerbe-, Industrie- und Kerngebieten sowie bei 

Grundstücken, die ausschließlich oder überwiegend gewerblich, industriell oder für Geschäfts-, 
Büro- oder Verwaltungsgebäude genutzt werden oder genutzt werden dürfen. 

 
  (3) Gemeinbedarfsgrundstücke in beplanten Gebieten, deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer 

Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartengelände), 
werden mit 0,5 der Grundstücksfläche angesetzt. 

 
  (4) Die ermittelte Grundstücksfläche wird entsprechend der Ausnutzbarkeit mit einem 

Vomhundertsatz vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 
 
  1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit                   100 v.H. 
  2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit                  125 v.H. 
  3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit                 150 v.H. 
  4. bei viergeschossiger Bebaubarkeit                  165 v.H. 
  5. bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit                  180 v.H. 
  6. bei sechsgeschossiger Bebaubarkeit                 195 v.H. 
  7. für jedes weitere zulässige Vollgeschoss zusätzlich   5 v.H. 
 
  (5) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 

Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Baumassenzahlen oder Gebäudehöhen aus, so ist 
die tatsächliche Geschosszahl maßgeblich.  

 
 Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i.S. der Baunutzungsverordnung sind, werden 

hinzugerechnet, wenn sie überwiegend gewerblich, industriell oder in gleichartiger Weise genutzt 
werden.  

 
 Ist im Einzelfall  eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu 

legen. 
 
  (6) In unbeplanten Gebieten ist  
 
 a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 
 b) bei unbebauten, aber noch bebaubaren Grundstücken, die Zahl der auf den Grundstücken der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse maßgebend.  
 
  Absatz (5), 3. Teilabsatz, gilt entsprechend.  
 
  (7) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne 

Bebauung festgesetzt ist, werden wie Grundstücke mit eingeschossiger Bebaubarkeit behandelt. 
 
  (8) Grundstücke, auf denen nur Garagen und Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten als 

eingeschossig bebaubare Grundstücke. Ist nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes mehr als 
ein Garagengeschoss zulässig oder im Einzelfall genehmigt, so ist jeweils die höhere 
Geschosszahl anzusetzen. 

 
  (9) Bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sind die in Abs. 4 genannten 

Vomhundertsätze um 33 1/3 v.H. zu erhöhen. Dies gilt auch für Grundstücke in anderen als 
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, die ausschließlich oder überwiegend gewerblich, 
industriell oder in gleichartiger Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Krankenhaus- oder 
Schulgebäuden) genutzt werden. 



 
(10) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor Einleitung der Abwässer in die 

öffentliche Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem 
Grundstück verlangt, oder darf nur Regenwasser oder nur Schmutzwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (Teilanschluss), wird nur ein Teilanschlussbeitrag erhoben. 
Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, in denen die 
Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich dem Zweck dient, die Abwässer dem 
durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und/oder der üblichen Verschmutzungsart der 
eingeleiteten Abwässer entsprechend anzugleichen. Entfällt die Notwendigkeit der Vorklärung 
oder wird ein Vollanschluss ermöglicht, wird der Restbetrag bis zur Höhe des 
Vollanschlussbeitrages nacherhoben.   

 
(11) Wird ein bereits an die Abwasseranlage angeschlossenes Grundstück durch Hinzunahme eines 

angrenzenden Grundstücks, für welches ein Beitrag noch nicht erhoben ist, zu einer 
wirtschaftlichen Einheit verbunden, so ist der Beitrag für das hinzugekommene Grundstück 
nachzuentrichten. 

 
 
§ 5  Beitragssatz 
 
(1) Der Beitragssatz beträgt 5,32 €/m² der nach § 4 ermittelten und modifizierten Grundstücksfläche. 
 
(2) Wird gem. § 4 Abs. 10 eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem 

Grundstück verlangt, so sind 50 v.H. des vollen Beitrages zu zahlen. Bei der 
Anschlussmöglichkeit nur für Regenwasser werden 30 v.H., nur für Schmutzwasser 70 v.H. des 
Beitrages nach Abs. 1 erhoben. 

 
 
§ 6  Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Abwasseranlage angeschlossen werden 

kann. 
 
 Im übrigen entsteht die Beitragspflicht gem. 
 - § 2 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung, 
 -  § 4 Abs. 10 mit der Möglichkeit des Vollanschlusses, 
 - § 4 Abs. 11 mit der Vereinigung der Grundstücke. 
 
(2) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die 

Abwasseranlage angeschlossen werden konnten, entsteht die Anschlussbeitragspflicht mit 
Inkrafttreten dieser Satzung. Das gleiche gilt für Grundstücke, die beim Inkrafttreten dieser 
Satzung bereits angeschlossen waren. 

 
(3) In den Fällen des Absatzes 2 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den Anschluss des 

Grundstückes bereits eine Anschlussgebühren- oder eine Beitragspflicht nach früherem Recht 
entstanden war, auch wenn sie durch Zahlung, Erlaß oder Verjährung erloschen ist. 

 
 
§ 7 Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt des Zugehens des Beitragsbescheides Eigentümer 

des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

 
(2)  Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 
§ 8  Fälligkeit des Beitrages 
 
  Der Anschlussbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
 



§ 9  Ablösung des Beitrages 
 
  Der Betrag des abzulösenden Kanalanschlussbeitrages bestimmt sich nach der zum Zeitpunkt der 

Ablösung geltenden Satzung. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 
§ 10 Kostenersatz für Haus- und Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Durch den Anschlussbeitrag nach § 1 sind die Kosten für die (erstmalige) Herstellung eines 

Grundstücksanschlusses je Grundstück abgegolten. Die Kosten für die Erneuerung, die 
Veränderung und Beseitigung dieses Anschlusses sowie die Kosten für Zweit- und 
Mehrfachanschlüsse eines Grundstückes sind vom Beitragspflichtigen der Stadt in der tatsächlich 
geleisteten Höhe zu erstatten. 

 
(2)  Der Ersatzanspruch nach Abs. 1 entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung. 

Die Stadt kann auf den Erstattungsbetrag vor Durchführung der Baumaßnahme einen Vorschuss 
verlangen. 

 
(3)  Ersatzpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte ersatzpflichtig. Mehrere 
Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(4)  Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fällig. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen für den Anschluß von Grundstücken an die 
öffentliche Abwasseranlage der Stadt Bergheim - Anschlußbeitragssatzung - wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 4 Abs. 6 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach  
Ablauf  eines Jahres seit  dieser  Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Stadtdirektor hat den Ratsbeschluß vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Bergheim, den 23.10.1990  
 
Schmitt 
Bürgermeister  
 


